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Zukunftsorientierte öffentliche Ausgaben verbindlich 

priorisieren 

• Zukunftsorientierte öffentliche Ausgaben für Verkehrsinfrastruktur, Verteidigung und

Bildung sind in Deutschland seit Jahren gering. Sie müssen durch geeignete institutio-

nelle Regeln verbindlich erhöht und verstetigt werden.

• Für Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur eignet sich ein Verkehrsinfrastruktur-

fonds dem dauerhaft Einnahmen aus dem Kernhaushalt, beispielsweise aus Mauterlö-

sen, übertragen werden.

• Bei Ausgaben für Verteidigung und Bildung bieten sich spezifische Mindestquoten an.

Wiesbaden, 13. November 2024 – Zukunftsorientierte öffentliche Ausgaben müssen 

verbindlich erhöht und verstetigt werden. Entscheidend ist dabei nicht, zusätzliche Ver-

schuldungsspielräume zu schaffen, sondern verbindlich dafür zu sorgen, dass ausreichende 

Mittel für diese Ausgaben eingesetzt werden. Die institutionelle Ausgestaltung verbindli-

cher Regeln sollte auf die finanziellen Bedarfe und Anforderungen in den jeweiligen Berei-

chen abgestimmt werden. Für den Erhalt, die Modernisierung und den Neubau im Straßen- 

und Schienennetz eignet sich ein Verkehrsinfrastrukturfonds, dem dauerhaft eigene Ein-

nahmequellen aus dem Kernhaushalt übertragen werden. Für die Verteidigung sowie für 

die Bildung, insbesondere im frühkindlichen und Grundschulbereich, bieten sich Mindest-

ausgabenquoten an. 

„Die Schuldenbremse zielt darauf ab, die Belastung zukünftiger Generationen durch eine zu 

hohe Staatsverschuldung zu verhindern. Zukünftige Generationen können jedoch ebenso 

durch zu niedrige zukunftsorientierte Ausgaben und unzureichende Instandhaltung der 

Infrastruktur belastet werden“, erläutert Achim Truger, Mitglied im Sachverständigenrat 

Wirtschaft. „Die Schuldenbremse stellt die notwendige Priorisierung zukunftsorientierter 

Ausgaben nicht sicher. Die Politik muss durch institutionelle Regeln dazu verpflichtet wer-

den, ausreichende Mittel für zukunftsorientierte Ausgaben einzusetzen.“ 

Bisher sind in Deutschland die zukunftsorientierten öffentlichen Ausgaben für Verkehrs-

infrastruktur, Bildung und Verteidigung zu gering. In allen drei Bereichen besteht ein ho-

her Nachholbedarf. Das liegt daran, dass die Politik tendenziell Maßnahmen und Ausgaben 

bevorzugt, die der derzeitigen Wählerschaft zugute kommen. Dagegen werden zukunftsori-

entierte öffentliche Ausgaben, deren Nutzen erst langfristig eintritt, eher vernachlässigt. In-

stitutionelle Vorkehrungen mit Bindungswirkung sollten absichern, dass ausreichende Mit-

tel für zusätzliche investive Ausgaben aufgewendet werden, und zwar unabhängig von der 

konjunkturellen Lage. Diese Bindungswirkung kann über eine gesetzliche Verankerung er-

reicht werden. Die Ausgestaltung sollte auf die finanziellen Bedarfe, die administrativen 

Zuständigkeiten und die Anforderungen in den einzelnen Aufgabenfeldern abgestimmt 

werden.  



Verkehrsinfrastrukturfonds einrichten 

Der Sachverständigenrat Wirtschaft schlägt für Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur 

einen Verkehrsinfrastrukturfonds vor, dem dauerhaft eigene Einnahmen aus dem Kern-

haushalt übertragen werden. Kontinuierliche Einnahmen sind geeignet, um die Investitio-

nen in das Straßen- und Schienennetz zu verstetigen und langfristig im erforderlichen Um-

fang zu gewährleisten. Einnahmequellen könnten beispielsweise die LKW-Maut oder eine 

PKW-Maut, die perspektivisch die Einnahmen aus der Energiesteuer auf Verkehrskraft-

stoffe ersetzen könnte, sein. Eine Zweckbindung für Ausgaben in Instandhaltung, Ersatz 

und Neubau ist sinnvoll, damit der Neubau nicht gegenüber dem Bestandserhalt priorisiert 

wird, wie dies bisher immer wieder geschieht. 

Mindestquoten für Verteidigungs- und Bildungsausgaben 

Für die Aufstockung und Modernisierung der Ausrüstung der Bundeswehr werden nach 

dem Auslaufen des Sondervermögens Bundeswehr zusätzliche Ausgaben notwendig sein. 

Dabei sollten sich die Verteidigungsausgaben in Zukunft am Zwei-Prozent-Ziel der NATO 

orientieren. Die gesetzliche Festlegung als Mindestquote kann die Bindungswirkung dieses 

Ziels erhöhen. Die dafür erforderlichen Ausgaben sollten aus dem Kernhaushalt finanziert 

werden. Eine stabilitätsorientierte Reform der Schuldenbremse – wie vom Sachverständi-

genrat Wirtschaft in einem Policy Brief vom Januar 2024 einstimmig vorgeschlagen – 

könnte zur Deckung des Nachholbedarfs zusätzliche Kreditspielräume schaffen. 

Für die Bildung sollte ebenfalls eine gesetzliche Fixierung der Mindestausgaben vorgenom-

men werden. Ein sinnvoller Indikator könnte beispielsweise ausgehend von Mindestausga-

ben pro Schülerin und Schüler definiert werden. Da diese Ausgaben größtenteils von den 

Ländern getragen werden, müssten angemessene Quoten auf dieser Ebene implementiert 

werden. Sie sollten länderspezifisch festgelegt werden, um regionale Unterschiede zu be-

rücksichtigen, eine bundesweite Koordination wäre jedoch sinnvoll. 



Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (kurz: Sachverständi-

genrat Wirtschaft) unterstützt die Politik und die Öffentlichkeit in wirtschaftspolitischen Fragen und The-

men. Als unabhängiges Gremium wurde er im Jahr 1963 gegründet und besteht aus den Mitgliedern Prof. 

Dr. Veronika Grimm, Prof. Dr. mult. Dr. h.c. Ulrike Malmendier, Prof. Dr. Dr. h.c. Monika Schnitzer (Vorsit-

zende), Prof. Dr. Achim Truger und Prof. Dr. Martin Werding. Mit den regelmäßig veröffentlichten Gutachten 

soll der Sachverständigenrat dazu beitragen, dass sich die Öffentlichkeit und Entscheidungsträgerinnen 

und -träger in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft ein fundiertes Urteil über die wirtschaftspolitische Ent-

wicklung in Deutschland bilden können. 

Weitere Informationen über den Sachverständigenrat Wirtschaft und seine Publikationen unter www.sach-

verstaendigenrat-wirtschaft.de oder folgen Sie uns auf LinkedIn und X (@SVR_Wirtschaft). 
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1 – Bruttoinvestitionen (und weitere nicht-investive Ausgaben für Verteidigung und Bildung) nach der Klassifikation der 

Aufgabenbereiche des Staates (COFOG: Classification of the Functions of Government).  2 – In den VGR werden die Infra-

strukturunternehmen der Deutschen Bahn nach der Bahnreform im Jahr 1999 dem Staatssektor zugerechnet. Dement-

sprechend gibt es zu diesem Zeitpunkt einen Anstieg bei den Bruttoinvestitionen des Bundes.  3 – Die Bruttoinvestitionen 

im Aufgabenbereich Verkehr werden vom Statistischen Bundesamt für Deutschland erst ab dem Jahr 2000 und von 

Eurostat für die EU27 erst ab dem Jahr 2001 ausgewiesen. Davor werden Bruttoinvestitionen im Verkehr durch den Anteil 

an den Bruttoinvestitionen im Aufgabenbereich Wirtschaftliche Angelegenheiten zurückgeschrieben.  4 – Wirtschaftliche 

Angelegenheiten ohne Verkehr; Umweltschutz; Wohnungswesen und kommunale Einrichtungen; Freizeitgestaltung, Sport, 

Kultur und Religion; Gesundheitswesen; Soziale Sicherung.  5 – Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich, Irland, Italien, 

Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, Spanien. Daten ab dem Jahr 2002.

Quellen: Eurostat, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen
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